Deutscher Bundestag Drucksache 1 3/1 656 

13. Wahlperiode 09 oe 95 


Schriftliche Fragen 

mit den in der Woche vom 6. Juni 1 995 
eingegangenen Antworten der Bundesregierung 


Verzeichnis der Fragenden 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Grotz, Claus-Peter (CDU/CSU) 1 

Heistermann, Dieter (SPD) 24, 25, 26 

Dr. Hornhues, Karl-Heinz (CDU/CSU) 4,5 

Dr. Kiper, Manuel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . 36 

Dr. Knake-Werner, Heidi (PDS) 18, 19 

Kröning, Volker (SPD) 6 

Lehn, Waltraud (SPD) 20,21,22,23 

Dr. Meyer, Jürgen (Ulm) (SPD) 7 

Rennebach, Renate (SPD) 31,32,33 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Schätzte, Ortrun (CDU/CSU) 27, 28, 29, 30 

Schmidt, Christian (Fürth) (CDU/CSU) 34, 35 

Schmidt-Zadel, Regina (SPD) 2,3 

Dr. Schwall- Düren, Angehca (SPD) 8, 9 

Spüler, Jörg-Otto (SPD) 10,11 

Stiegler, Ludwig (SPD) 12 

Dr. Thalheim, Gerald (SPD) 13, 14, 15, 17 


Wittmann, Simon (Tännesberg) (CDU/CSU) .... 16 



Drucksache 13/1656 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung 


Seite 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 

Grotz, Claus-Peter (CDU/CSU) 

Anzeigenkampagne der Scientology-Kirche 
in amerikanischen Zeitungen 1 

Schmidt-Zadel, Regina (SPD) 

Verwendung der Organe von in China 
hingerichteten Häftlingen für Trans- 
plantationen (auch in Deutschland) 1 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen 


Dr. Hornhues, Karl-Heinz (CDU/CSU) 

Unterlaufen des VN-Embargos gegen 
Rest-Jugoslawien 2 

Kröning, Volker (SPD) 

Anstieg der Gewerbesteuer seit 1982 (mit 

und ohne Steuerrechtsänderungen) 4 

Dr. Meyer, Jürgen (Ulm) (SPD) 

Beibehaltung des Bundesvermögens- 
amtes Ulm 4 


Dr. Schwall-Düren, Angehca (SPD) 

Nichtberücksichtigung ökologischer Ziele im 
Steuerrecht; Festhalten an den steuerhchen 
Privilegien für Motorsportvereine (Befreiung 
von der Körperschaft- und Erbschaftsteuer) . 5 

Spüler, Jörg-Otto (SPD) 

Verhandlungen mit der EU-Kommission über 
die weitere Aussetzung der Einführung der 


Gewerbekapitalsteuer in den neuen 
Bundesländern . 6 

Stiegler, Ludwig (SPD) 

Novellierung der gesetzlichen Regelungen 
über geschlossene Immobilienfonds 7 


Dr. Thalheim, Gerald (SPD) 

Erleichterung der Finanzierung des Erwerbs 
ehemals volkseigener Grundstücke im 
Rahmen des Flächenerwerbsprogramms 
nach dem Entschädigungs- und Aus- 
gleichsleistungsgesetz 7 

Wittmann, Simon (Tännesberg) (CDU/CSU) 

Änderung der Kraftfahrzeugsteuer für 
Diesel-Fahrzeuge 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung r Landwirtschaft und Forsten 


Dr. Thalheim, Gerald (SPD) 

Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nach Durchschnitts- 
sätzen (§ 13a EStG) 10 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Knake-Werner, Heidi (PDS) 

Ausschluß behinderter Arbeitsloser aus 

der Arbeitsförderung 11 

Lehn, Waltraud (SPD) 

Orientierung der Höhe des Berufsschadens- 
ausgleichs am Vergleichseinkommen .... 12 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung 


Heistermann, Dieter (SPD) 

Anzahl der nach Vollendung des 25. Lebens- 
jahres zum Wehr- oder Zivildienst einbe- 
ruf enen bzw. nicht einberuf enen Dienst- 
pflichtigen von 1991 bis 1995; Anzahl 
der nach T 7 gemusterten Einberufenen ... 14 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 


Schätzte, Ortrun (CDU/CSU) 

Bundes Wettbewerb „Famüienferien 
in Deutschland" 16 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit 


Rennebach, Renate (SPD) 

Maßnahmen gegen eine Ausbreitung 
der Malaria in Europa 


9 


18 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1656 


Seite. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Post und Telekommunikation 

Schmidt, Christian (Fürth) (CDU/CSU) 

Einstellung der Postbeförderung 
von Bienenköniginnen 

ab 1. Juli 1995 20 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 

Dr. Kiper, Manuel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Wechsel an der Spitze des Aufsichtsrats der 
Gesellschaft für Mathematik und 
Datenverarbeitung (GMD) 21 


III 




Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode DrUCkSSChC 13/1656 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Wie hat die Bundesregierung auf die Anzeigen- 
kampagne der Scientology in amerikanischen 
Zeitungen reagiert, in denen der Bundeskanzler 
verunglimpft wurde? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 30. Mai 1995 

Scientology begann im September 1994 mit der Veröffentlichung von 
ganzseitigen Anzeigen in der New York Times und in der Washington 
Post, in denen der Bundesregierung und anderen öffentlichen Stellen 
nicht nur Intoleranz und die Verletzung des Rechts auf Religionsfreiheit, 
sondern auch die Diskriminierung einzelner Mitglieder von Scientology 
bis hin zur Tolerierung von Gewalttaten vorgeworfen wurde. Dabei wurde 
auch ein Zusammenhang hergestellt mit ausländerfeindlichen Ausschrei- 
tungen der jüngsten Zeit und schließlich mit den Judenverfolgungen und 
anderen Verbrechen während des Dritten Reichs. 

Die Anzeigenkampagne war so eindeutig propagandistisch und diffamie- 
rend, daß sie in der US-Öffentlichkeit, wenn überhaupt, nur Kritiker auf 
den Plan gerufen hat. Es gab sowohl Leserbriefe an die entsprechenden 
Zeitungen als auch Schreiben an die Bundesregierung, in denen sich die 
Verfasser (auch Repräsentanten jüdischer Organisationen) gegen die 
Angriffe auf Deutschland wandten und insbesondere den Vergleich mit 
dem Holocaust scharf zurückwiesen. 

Es scheint so, daß Scientology über ihren Kreis hinaus keine Verbündeten 
gefunden hat. 

Scientology hat sich durch die Absurdität der Vorwürfe im wesentlichen 
selbst disqualifiziert. Die Bundesregierung sieht deshalb keine Veranlas- 
sung, zu der Anzeigenkampagne offiziell Stellung zu nehmen. 

Seit Mitte Januar hat es keine derartigen Anzeigen mehr gegeben. 


2. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt- Zadel 

(SPD) 


Welche über Pressemeldungen hinausgehende 
Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor, die 
über hingerichtete Häftlinge als Organspender in 
China berichten, und hat die Bundesregierung 
in ihren politischen Gesprächen gegenüber der 
chinesischen Regierung diesen Sachverhalt ggf. 
angesprochen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 1. Juni 1995 

Die Bundesregierung hat Kenntnis des umfassenden Berichts von Human 
Rights Watch Asia über Organ Procurement and Judicial Execution in 
China, in dem unter Hinweis auf Aussagen chinesischer Ärzte u. a. festge- 
stellt wird, daß das Gros der zu Transplantationszwecken verwendeten 
Organe von hingerichteten Häftlingen stamme, ln dem Bericht wird ferner 
darauf verwiesen, daß dies im allgemeinen ohne Zustimmung der Hinge- 
richteten oder ihrer Familienangehörigen geschehe. 
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Da der Bericht von Human Rights Watch Asia gut dokumentiert zu sein 
scheint, hat die Bundesregierung dieses Thema gegenüber der chinesi- 
schen Regierung angesprochen. Die chinesische Regierung hat die 
Behauptungen des Berichtes entschieden zurückgewiesen und darauf 
insistiert, daß - sofern Organe hingerichteter Häftlinge zur Transplanta- 
tionszwecken verwendet werden - dies nur mit Zustimmung erfolge. 


3. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf 
diese Art gewonnenen Organe auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland transplantiert werden? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 1. Juni 1995 

Nach Kenntnis der Bundesregierung werden Organe aus der Volksrepu- 
blik China in der Bundesrepublik Deutschland nicht transplantiert. Dies 
wurde der Bundesregierung von der Deutschen Stiftung Organtransplan- 
tation, der Stiftung Eurotransplant in Leiden/Niederlande, der Deutschen 
Transplantationsgesellschaft und der Bundesärztekammer bestätigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


4. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Hornhues 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung hinsichtlich eines Unterlaufens des VN- 
Embargos gegen Rest-Jugoslawien vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 2. Juni 1995 

Der Bundesregierung liegen nur Erkenntnisse über Embargo Verletzun- 
gen aus den Ermittlungsverfahren vor, die vom Zollfahndungsdienst im 
Auftrag der Staatsanwaltschaften geführt werden Erkenntnisse über 
Ermittlungsverfahren der Landespolizeibehörden liegen nicht vor. 

Von der Bundeszollverwaltung - dem Zollfahndungsdienst - werden bzw. 
wurden (Stand: 25. Mai 1995) in insgesamt 624 Fällen Ermittlungen wegen 
des Verdachts des Verstoßes gegen das von den Vereinten Nationen 
gegenüber Serbien und Montenegro verhängte Handelsembargo gegen 
in der Europäischen Gemeinschaft ansässige Personen geführt. Die Er- 
mittlungen betreffen in 172 Fällen Einfuhren, 142 Fällen Ausfuhren, in 
255 Fällen Dienstleistungen, in 22 Fällen Zahlungen, in zwei Fällen Ein- 
fuhren aus von bosnisch-serbischen Streitkräften kontrollierten Gebieten 
der Republik Bosnien- Herzegowina, in vier Fällen Ausfuhren in von bos- 
nisch-serbischen Streitkräften kontrollierte Gebiete der Republik Bos- 
nien-Herzegowina, in sechs Fällen Ausfuhren in ein VN-Schutzgebiet der 
Republik Kroatien und in sechs Fällen Durchfuhren durch die Bundes- 
republik Deutschland und durch Serbien/Montenegro. 
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Von diesen 624 Fällen werden in 15 Fällen die Ermittlungen wegen des 
Verdachts von Zuwiderhandlungen gegen das Handelsembargo gegen in 
der Europäischen Gemeinschaft ansässige Personen mit Sitz außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland geführt. Diese Ermittlungen betreffen in 
zwei Fällen Ausfuhren, in acht Fällen Dienstleistungen und in fünf Fällen 
Durchfuhren durch die Bundesrepublik Deutschland. 

Bei der Bewertung der vorgenannten Ermittlungszahlen ist zu berücksich- 
tigen, daß Tatgegenstand der Verfahren Waren des täglichen Ge- und 
Verbrauchs sind. Bei den Einfuhren handelt es sich im wesentlichen um 
Importe von Bekleidungserzeugnissen, tiefgefrorenen Früchten, Kabeln, 
feuerfesten Steinen, Autoreifen, Batterien, Spirituosen und Haushalts- 
waren. Bei den Ausfuhren handelt es sich hauptsächlich um Lieferungen 
von Ersatzteilen für Maschinen, Chemikalien, DV-Geräten, gebrauchten 
Kraftfahrzeugen, Bürobedarfsartikeln und Elektrowaren. Bei den Ermitt- 
lungen auf dem Sektor der Dienstleistungen handelt es sich - bis auf 
wenige Ausnahmen - um den gewerblichen Personenbeförderungsver- 
kehr mit Omnibussen in die Embargogebiete. Nach dem derzeitigen 
Erkenntnisstand des Zollkrimin alamtes dürfte jedoch der überwiegende 
Teil der eingeleiteten Strafverfahren betreffend die Personenbeförderun- 
gen (ca. 80 V. H.) aufgrund des BGH-Urteils vom 21. April 1995, 1 StR 
699/94 einzustellen sein. Der BGH geht nämlich davon aus, daß Personen- 
beförderungen aufgrund des Handelsembargos der Vereinten Nationen 
(Resolution 757/92) an sich nicht verboten und nur dann strafbewehrt sind, 
sofern gleichzeitig verbotene Zahlungen erfolgt sind. 

Von den vorgenannten Fällen sind nach Kenntnis der Bundeszollver- 
waltung (Stand: 25. Mai 1995) bisher 40 Ermittlungsverfahren durch 
rechtskräftiges Urteil im Strafverfahren abgeschlossen worden. Die 
rechtskräftigen Urteile betreffen in 21 Fällen Einfuhren, in elf Fällen 
Ausfuhren und in acht Fällen Dienstleistungen. In 70 Fällen erfolgte bisher 
die Einstellung der Strafverfahren. Die Zahlen über den Ausgang von 
Strafverfahren beruhen auf Mitteilungen der zuständigen Landesjustiz- 
behörden. 


5. Abgeordneter Welche Maßnahmen werden zur Zeit ergriffen 

Dr. Karl-Heinz bzw. erwogen, um die Lieferung von Embargo- 

Hornhues gütern nach Rest- Jugoslawien zu unterbinden? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 2. Juni 1995 

Das Embargo gegen Rest- Jugoslawien beinhaltet das Verbot, Waren jeg- 
licher Art nach Serbien und Montenegro zu verbringen. Die Überprüfung 
der Einhaltung dieses Verbots obliegt den Zollbehörden. Im Hinblick auf 
die außerordentliche politische Bedeutung der Beschränkungen sind 
diese angewiesen, die zollamtliche Behandlung von Ausfuhrsendungen 
streng zu überwachen. Alle Waren, die aus dem Zollgebiet der Gemein- 
schaft verbracht werden, sind den Zollstellen zur Durchführung der 
zollamtlichen Behandlung zu gestehen und anzumelden. Zwecks Über- 
prüfung der Angaben in der Anmeldung können die Zollbehörden weitere 
Unterlagen zur Nachprüfung fordern und eine Zollbeschau vornehmen. 
Dabei wird auch etwaigen Umgehungsversuchen, z. B. durch Falsch- 
deklaration des Bestimmungslandes bei der Ausfuhr, besondere Aufmerk- 
samkeit gewidmet. Ferner werden Zollbeamte aus allen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union in die Nachbarländer Serbiens entsandt, um dort 
die Einhaltung des Embargos vor Ort zu überwachen. 
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6. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Um wieviel (absolut und in v. H.) ist die Gewerbe- 
steuer in der Bundesrepublik Deutschland (Ge- 
biet A) seit 1982 angestiegen, und wie hätte sie 
sich nach Einschätzung der Bundesregierung 
ohne die in dieser Zeit vorgenommenen Steuer- 
rechtsänderungen (etwa nach den Einschätzun- 
gen der mittelfristigen Auswirkungen anläßlich 
der jeweiligen Steuerrechtsänderungen) entwik- 
kelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 2. Juni 1995 


Ein Vergleich des Aufkommens aus der Gewerbesteuer im Gebiet der 
alten Länder (Gebiet A) der Bundesrepublik Deutschland von 1982 und 
1994 ist in der folgenden Tabelle zusammengestellt: 




Veränderung 1994/1982 


Mrd. DM 

in Mrd. DM 

in V. H. 

1982 

26,1 



1994 

41,4 

•f 15,3 

+ 58,7 


Die gewünschte Darstellung der Entwicklung der Gewerbesteuern berei- 
nigt um Steuerrechtsänderungen ist schon deshalb nicht möglich, weil 
Steuerrechtsänderungen die Entwicklung und Struktur der gesamtwirt- 
schaftlichen Bemessungsgrundlagen beeinflussen. Durch die wechsel- 
seitigen Abhängigkeiten in der Marktwirtschaft hat dies Rückwirkungen 
nicht nur auf die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuern, sondern 
auch auf die aller anderen Steuerarten. Durch den spekulativen Charakter 
der dazu nötigen Verhaltensmaßnahmen lassen sich keine seriösen Berei- 
nigungen statistischer Zeitreihen von Steuerrechtsänderungen durchfüh- 
ren. 


7. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Wie verhält sich die Bundesregierung zu dem 
Vorschlag der Oberfinanzdirektion Stuttgart in 
ihren Berichten vom 14. Dezember 1994 und 
9. Januar 1995, das Bundesvermögensamt Ulm zu 
erhalten, um eine ausgewogene regionale Vertei- 
lung der Vermögensämter nach Aufgaben- 
schwerpunkten und -entwicklungen und effek- 
tive Arbeitseinheiten statt massiver Zentralisie- 
rung zu erreichen und um der Tatsache Rech- 
nung zu tragen, daß der Bundeswehrstandort 
Ulm mit dem II. Korps auf Dauer bestehen bleiben 
und sogar aufgestockt werden soll? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. Juni 1995 

Die Struktur der Bundesvermögensverwaltung ist in den alten Bundeslän- 
dern durch kleine Ämter gekennzeichnet. Insbesondere im Hinbhck auf 
den sich mittelfristig abzeichnenden Aufgabenrückgang in der Bundes- 
vermögensverwaltung ist daher im Interesse einer effektiven und schlag- 
kräftigen Verwaltung eine organisatorische Straffung auf Ortsebene 
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unumgänglich geworden. Zur Erarbeitung eines bundesweiten organisa- 
torischen Konzepts mit dem Ziel einer Verringerung der Zahl der Ämter 
haben die Oberfinanzdirektionen - so auch die Oberfinanzdirektion Stutt- 
gart mit den von Ihnen genannten Berichten - Vorschläge vorgelegt. Diese 
wurden in einer eigens hierfür eingerichteten Arbeitsgruppe erörtert und 
beraten. Nach der zwischenzeitlich erfolgten Mitwirkung der Personal- 
vertretung besteht nunmehr Gelegenheit, nochmals alle Anregungen und 
Einwendungen der Personalvertretungen und Betroffenen wie auch aus 
dem politischen Raum zu prüfen und sorgsam mit den organisatorischen 
Erfordernissen der Bundesvermögensverwaltung abzuwägen. Erst 
danach wird eine abschließende Entscheidung über die zukünftige Orga- 
nisationsstruktur der Bundesvermögensverwaltung auf Ortsebene getrof- 
fen. 

An den aufzugebenden Amtssitzen werden im übrigen Ortsverwaltungen 
bzw. ausgelagerte Arbeitseinheiten entsprechend der weiteren Auf- 
gabenentwicklung beibehalten. Hierdurch kann die zur Aufgabenerledi- 
gung notwendige Präsenz der Bundesvermögensverwaltung vor Ort 
sichergestellt und die Umsetzung des Konzepts sozialverträglich gestaltet 
werden. 


8. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die in einer Studie des 
Münchener Wirtschaftsinstituts „ifo" ausgewie- 
senen Feststellungen, daß das derzeitige deut- 
sche Steuerrecht prakisch keine ökologischen 
Ziele verfolgt, sondern vielmehr zur Aufrecht- 
erhaltung oder gar zur Verstärkung umweltbe- 
lastender Tätigkeiten beiträgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 8. Juni 1995 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Im deutschen Steuer- 
recht werden vielmehr auch umweltpolitische Gesichtspunkte berück- 
sichtigt. Zu nennen sind beispielsweise die Spreizung bei der Mineralöl- 
steuer zwischen verbleitem und unverbleitem Benzin, die Freistellung der 
reinen Biokraftstoffe und der Beimischungen im Tank von der Mineralöl- 
steuer, der ermäßigte Steuersatz für die gekoppelte Erzeugung von Kraft 
und Wärme oder die Differenzierung der Kraftfahrzeugsteuer für schad- 
stof farme und nicht schadstoffarme Kraftfahrzeuge. Dieser Weg wird wei- 
ter verfolgt: So hat zum Beispiel der Deutsche Bundestag im Rahmen des 
Jabressteuergesetzes 1996 die Senkung des Mineralölsteuersatzes auf 
Erd- und Flüssiggas für alle Fahrzeuge im öffentlichen Verkehr unter 
Orientierung auf die in der Europäischen Union vorgeschriebenen Min- 
destsätze beschlossen. Man sollte jedoch nicht aus dem Auge verlieren, 
daß Steuern, die ökologische Ziele erfolgreich fördern, wegen ihrer Ten- 
denz zu einem sich stetig mindernden Aufkommen finanzpolitisch pro- 
blematisch sind. 


9. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es unter umweltpoliti- 
schen Gesichtspunkten - „insbesondere unter 
dem Aspekt einer Signalwirkung für den notwen- 
digen Klimaschutz” - für gerechtfertigt, auch 
zukünftig an den steuerlichen Privilegien für 
Motorsportvereine, wie sie in der Befreiung von 
der Körperschaft- und Erbschaftsteuer zum 
Ausdruck kommt, festzuhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 8. Juni 1995 

Die steuerlichen Vergünstigungen, die auch Motorsportvereine unter 
bestimmten Voraussetzungen erhalten, beruhen auf der Anerkennung 
des Sports als gemeinnütziger Zweck. Eine Differenzierung unter 
Umweltgesichtspunkten ist im Gemeinnützigkeitsrecht nicht vorgesehen 
und wäre zudem mit kaum lösbaren Abgrenzungsschwierigkeiten ver- 
bunden. 


10. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spiller 

(SPD) 


Welche Verhandlungen hat die Bundesregierung 
mit der EU-Kommission schon geführt, wenn sie 
sicher ist, daß eine Verlängerung der Aussetzung 
der Einführung der Gewerbekapitalsteuer in den 
neuen Ländern über 1995 hinaus von der EU- 
Kommission ab gelehnt wird (Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Theodor Waigel, im Stenographi- 
schen Bericht vom 12. Mai 1995, S. 2820)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 2. Juni 1995 


Seit Einführung der befristeten Aussetzung der Gewerbekapitalsteuer in 
den neuen Ländern durch das Steueränderungsgesetz 1991 vom 24. Juni 
1991 hat es ständig Gespräche mit der Europäischen Kommission gege- 
ben. Die Vertreter der Europäischen Kommission haben darin zu erken- 
nen gegeben, daß sie die bis zum 31. Dezember 1995 befristeten Ausset- 
zungsmaßnahmen tolerieren werden, wenn die Gewerbekapitalsteuer 
zum 1. Januar 1996 abgeschafft werde. Bis zum heutigen Tage ist das Prüf- 
verfahren jedoch noch nicht abgeschlossen. 

Über eine weitere, über den 31. Dezember 1995 hinausgehende Verlänge- 
rung der Aussetzung der Gewerbekapitalsteuer habe ich selbst vor weni- 
gen Tagen mit Vertretern der Europäischen Kommission noch ein 
Gespräch geführt. Die Vertreter der Europäischen Kommission äußerten 
dabei Bedenken gegen eine nochmalige Verlängerung der Aussetzung, 
insbesondere wegen eines mögüchen Verstoßes gegen das Diskriminie- 
rungsverbot. 


11. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spiller 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Prüfung der EU-Kommission, ob die Nichteinfüh- 
rung der Gewerbekapitalsteuer in den neuen 
Ländern als Wettbewerbsverzerrung zu werten 
ist, „überhaupt keine internationale Kompo- 
nente" vorhanden ist, sondern es nur um eine 
Bevorzugung gegenüber den konkurrierenden 
Unternehmen in Westdeutschland geht (Bundes- 
minister für Wirtschaft, Dr. Günther Rexrodt, im 
Stenographischen Bericht vom 12. Mai 1995, 
S. 2845)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 2. Juni 1995 

Die Aussetzung der Gewerbekapitalsteuer in einem Teil Deutschlands ist 
eine Beihilfe, die nach den Artikeln 92, 93 des EG- Vertrages einer Geneh- 
migung der Europäischen Kommission bedarf. Im Rahmen dieses Verfah- 
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rens prüft die Kommission darüber hinaus, ob das Vorhaben das Diskrimi- 
nierungsverbot des EG-Vertrages verletzt. Ein solcher Verstoß kann sich 
hier daraus ergeben, daß Unternehmen aus anderen EU-Mitgliedstaaten, 
die keine Betriebs statte in den neuen Ländern unterhalten, in gleicher 
Weise benachteiligt werden wie Unternehmen aus den alten Ländern. 


12. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
Deutschen Notarkammer als wenig verbraucher- 
schützend kritisierten gesetzlichen Regelungen 
über geschlossene Immobilienfonds, und sieht sie 
die Notwendigkeit einer Novellierung dieser 
Regelungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 8. Juni 1995 

Die Bundesregierung sieht z. Z. keine Notwendigkeit zum Erlaß spezieller 
verbraucherschützender Regelungen für geschlossene Immobilienfonds. 

Für geschlossene Immobilienfonds gibt es keine speziellen Rechtsvor- 
schriften zum Schutz der Fonds-Anteilsinhaber. Sie unterscheiden sich 
von den sog. offenen Immobilienfonds, die nach dem Gesetz über die 
Kapitalanlagegesellschaften (KAGG) errichtet werden und die der Auf- 
sicht des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen (BAKred) unterlie- 
gen. Während die offenen Immobilienfonds ihre Mittel nach dem Grund- 
satz der Risikomischung anlegen, wird bei den sog. geschlossenen Immo- 
bilienfonds üblicherweise nur ein Objekt erworben. Der Anleger erhält bei 
diesen geschlossenen Immobilienfonds eine eigentümerähnliche Stel- 
lung, mit den damit verbundenen steuerlichen Vorteilen. 

Diese steuerlichen Gesichtspunkte sind auch ein Hauptgrund für die 
Zeichnung von Anteilen an solchen geschlossenen Immobilienfonds. 
Wegen der Höhe des Zeichnungsbetrages kommt eine Beteiligung für die 
besonders schutzbedürftigen Kleinanleger in aller Regel nicht in Betracht. 
Würde man vergleichbar strenge Regelungen in dem Bereich der 
geschlossenen Immobilienfonds - wie bei den offenen Immobilienfonds 
nach dem KAGG - verlangen, insbesondere vergleichbare Streuungs- 
regeln vorsehen, so könnte dies dazu führen, daß kaum mehr geschlos- 
sene Immobilienfonds aufgelegt würden. Damit würde möglicherweise 
ein wesentliches Element der Projektfinanzierung vom Markt verschwin- 
den. Die Bundesregierung hält es deshalb nicht für sinnvoll, die geschlos- 
senen Immobilienfonds der Regelung des KAGG zu unterwerfen. 

Im übrigen besteht nach Ansicht der Bundesregierung im Bereich der 
geschlossenen Immobihenfonds auch ein angemessener Anlegerschutz 
aufgrund der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) zur Pro- 
spekthaftung, die den Anlegern bei fehlerhaften oder unrichtigen Anga- 
ben im Prospekt, sowie im Falle der Verletzung der von der Rechtspre- 
chung entwickelten Aufklärungs-, Beratungs- und PrüfungspfÜchten im 
Zusammenhang mit dem Vertrieb solcher Anteile einen angemessenen 
Schutz bietet. 


13. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Warum hält die Bundesregierung an der Forde- 
rung fest, daß der Kaufpreis beim Erwerb von 
ehemals volkseigenen Grundstücken im Rahmen 
des Flächenerwerbsprogramms nach dem Ent- 
schädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 
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(EALG) sofort zu entrichten ist, obwohl eine 
solche Regelung die finanziellen Möglichkeiten 
(Kreditgewährung) von vielen Betrieben in den 
neuen Ländern übersteigen dürfte, insbesondere 
bei den Wiedereinrichtern, die in die tierische 
Veredelung einschließlich der Milchproduktion 
investiert haben und die deswegen bereits jetzt 
hochverschuldet sind, und wird dadurch nicht 
noch zusätzlich der Rückgang der tierischen 
Veredelung mit einem entsprechenden Verlust 
an Einkommenschancen im ländlichen Raum 
beschleunigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. Juni 1995 


Der Abschluß von Kaufverträgen über vergünstigt erwerbbare landwirt- 
schaftliche Flächen nach den §§ 3 und 4 des Ausgleichsleistungsgesetzes 
i. V. m. der Flächenerwerbsverordnung richtet sich nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Soweit entgegenstehende Regelungen 
fehlen, ist der im Kaufvertrag festgesetzte Kaufpreis mit Vertragsabschluß 
fällig(§271 Abs. IBGB). 

Angesichts der deutlich unter dem aktuellen Verkehrswert liegenden 
Veräußerungspreise und der für die Stellung des Kaufantrages vorgesehe- 
nen Fristen sieht die Bundesregierung keine Notwendigkeit, die Fälligkeit 
der Kaufpreiszahlung abweichend von dieser gesetzlichen Regelung zu 
bestimmen. Im übrigen bedürfte sie hierzu einer besonderen haushalts- 
rechtlichen Ermächtigung. 

Durch den Abschluß der langfristigen Pachtverträge verfügen die 
Betriebe über eine gesicherte Produktionsgrundlage. Der Kauf der Flä- 
chen im Rahmen der Flächenerwerbsverordnung kann zu einer weiteren 
Stabilisierung der Betriebe beitragen. Für den Landwirt gilt es im Einzel- 
fall zu prüfen, ob für ihn der Erwerb der Flächen unter Berücksichtigung 
der eingesparten Pachtzinszahlungen betriebswirtschaftlich einer weite- 
ren Pacht vorzuziehen ist. Der Pächter, der die von ihm langfristig gepach- 
teten Flächen nicht erwirbt, wird dadurch geschützt, daß nach § 3 Abs. 6 
des Ausgleichsleistungsgesetzes ein anderer Erwerber der Flächen 
verpflichtet ist, den bestehenden Pachtvertrag auf eine Gesamtlaufzeit 
von 18 Jahren zu verlängern. 


14. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die offenbar 
bei Privatbanken verbreitete Abneigung, eine 
tragfähige Finanzierung des Landerwerbs anzu- 
bieten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. Juni 1995 


Informationen über eine „offenbar bei Privatbanken verbreitete Abnei- 
gung, eine tragfähige Finanzierung des Landerwerbs anzubieten", liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 
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15. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Finanzierung des 
Landerwerbs entweder durch Einräumung einer 
Ratenzahlungsmöglichkeit oder durch Schaffung 
günstiger Kreditprogramme z. B. durch die Land- 
wirtschaftliche Rentenbank unterstützen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. Juni 1995 

Aus den in der Antwort zu Frage 13 genannten Gründen plant die Bundes- 
regierung keine den Landerwerb begleitenden Finanzierungspro- 
gramme. 


16. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung das Fest- 
halten an der im Vergleich zum Benzin-Fahrzeug 
höheren Kfz-Steuer bei Diesel-Fahrzeugen, und 
wann ist mit einer Änderung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 7. Juni 1995 

Personenkraftwagen (Pkw) mit Dieselmotor genießen gegenüber Fahr- 
zeugen mit Ottomotoren den Vorteil, an der Zapfsäule deutlich billiger 
betankt werden zu können, denn die Mineralölsteuer wurde seit 1989 für 
Dieselkraftstoff deutlich weniger angehoben als für Benzin. Hierin liegt 
zunächst eine wesentliche Vergünstigung für die Halter von Diesel-Pkw. 

Die Kraftfahrzeugsteuer richtet sich nach Schadstoffverhalten, Hubraum 
und Antriebsart; Verbrauch und Fahrleistung wirken sich nicht aus. Sie 
beträgt seit 1. Januar 1994 für schadstoffarme und besonders schadstoff- 
arme Diesel-Pkw 37,10 DM je angefangene 100 cm^ Hubraum, für schad- 
stoffarme Otto-Pkw unverändert 13,20 DM. Die höhere Kraftfahrzeug- 
steuer für Diesel-Pkw ist erforderlich, um die im Vergleich zum Vergaser- 
kraftstoff (Benzin) geringeren Erhöhungen der Mineralölsteuer auf Die- 
selkraftstoff, die sich seit 1989 auf etwa 40 Pf/1 summiert haben, auszuglei- 
chen. 

Dieser Ausgleich wurde pauschaliert anhand von Durchschnittswerten 
hinsichtlich des Verbrauchs, des Hubraums und der Fahrleistung einge- 
führt. Dabei konnten Fahrleistung und Verbrauch in den jeweiligen 
Hubraumklassen oder sogar bezogen auf das einzelne Fahrzeug nicht 
berücksichtigt werden, weil eine derartige Regelung verwaltungstech- 
nisch nicht zu handhaben wäre. 

Steuerliche Maßnahmen, durch die sich Nachfrageverlagerungen auf 
dem Pkw-Markt zugunsten von Diesel-Pkw ergeben würden, sind nicht 
angezeigt. Bundesregierung und gesetzgebende Körperschaften haben es 
deshalb für erforderlich gehalten, die gegenüber Vergaserkraftstoff gerin- 
geren Mineralölsteuererhöhungen auf Dieselkraftstoff in den Jahren 
1989, 1991 und 1994 durch Anhebungen der Kraftfahrzeugsteuersätze für 
Diesel-Pkw auszugleichen. Es ist überdies kein Grund ersichtlich, die 
Halter von Diesel-Pkw von den anteiligen Belastungen durch die Mineral- 
ölsteuererhöhungen auszunehmen. Die Ausgleichsregelung für Diesel- 
Pkw dient im übrigen ausschließlich der Gleichbehandlung aller Perso- 
nenkraftwagen und führt insgesamt gesehen nicht zu einer Schlechter- 
stellung der Halter von Personenkraftwagen mit Dieselmotor. 
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Nach Auffassung der Bundesregierung besteht keine Veranlassung, die 
Ausgleichsregelung zu ändern, solange die unterschiedliche Mineralöl- 
steuerbelastung besteht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriumsfür Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß mit 
dem jährlichen Subventionswert in Höhe von 
rund 470 Mio. DM (nach Aussage der CSU), der 
den nicht buchführenden landwirtschaftlichen 
Betrieben durch die Gewinnermittlung nach 
Durchschnittssätzen gemäß § 13 a EStG zufließt 
(diese Betriebe bewirtschaften It. Tabelle 12 
im Materialband zum Agrarbericht 1995 [Druck- 
sache 13/401] 26,5 Prozent der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche des Bundesgebiets), das zen- 
trale Ziel des Konzepts der Bundesregierung 
„Agrar Standort Deutschland sichern", eine lei- 
stungs- und wettbewerbsfähige Landwirtschaft 
zu verwirklichen, erreicht werden kann, und wie 
begründet die Bundesregierung diese „einzig- 
artige" Praxis der Gewinnermittlung vor dem 
Hintergrund der Ziele ihres Agrarkonzepts? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Feiter 
vom 1. Juni 1995 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Agrarstandort Deutsch- 
land am ehesten durch eine leistungs- und wettbewerbsfähige, markt- 
orientierte und umweltverträgliche Landwirtschaft gesichert werden 
kann. 

Die Entwicklung und Stärkung einer solchen Landwirtschaft ist ein konti- 
nuierlicher Prozeß auf dem Wege hin zu der eigens umschriebenen Ziel- 
setzung, 

Um hierbei kleinen, einkommensschwachen Betrieben zu helfen, bleiben 
entsprechend den erklärten Zielen des Agrarkonzepts von Bundesmini- 
ster Jochen Borchert flankierende staatliche Einkommenshilfen notwen- 
dig. 

Insofern ist die Zielsetzung der Gewinnermittlung nach Durchschnittssät- 
zen gemäß § 13 a EStG, die über den Vereinfachungseffekt hinaus auch 
auf die Einkommenssicherung kleiner land- und forstwirtschaftlicher Be- 
triebe gerichtet ist, gerechtfertigt. 

Da auch andere Mitgliedstaaten, wie z. B. Frankreich und Italien, ein ver- 
gleichbares Gewinnermittlungssystem auf landwirtschaftliche Betriebe 
anwenden, handelt es sich keineswegs um eine „einzigartige" Praxis der 
Besteuerung der Landwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland. 
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Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die Entlastungswirkung des § 13 a 
EStG für die Landwirtschaft insgesamt ständig zurückgeht. Ursächlich 
dafür ist die rückläufige Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe; im struk- 
turellen Anspassungsprozeß scheiden vorrangig die kleineren Betriebe 
aus. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


18. Abgeordnete 

Dr. Heidi 
Knake-Werner 

(PDS) 


Falls es zutreffen sollte, daß es eine Anordnung 
oder vergleichbare Weisung der Bundesanstalt 
für Arbeit an die Landesarbeitsämter und Ar- 
beitsämter gibt, wonach Behinderte nicht mehr 
an normalen Fortbildungen und/oder Umschu- 
lungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz teil- 
nehmen dürfen, frage ich die Bundesregierung, 
womit wird diese Anordnung begründet, und wie 
steht die Bundesregierung zu diesem Ausschluß 
behinderter Arbeitsloser aus dem Arbeitsförde- 
rungsinstrumentarium? 


Antwort des Staatssekretärs Karl Jung 
vom 7, Juni 1995 


Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit existiert keine Weisung an 
die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter, Behinderte von „normalen" 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz auszuschließen. Das geltende Arbeitsförderungsrecht geht 
davon aus, daß Behinderte wie Nichtbehinderte gefördert werden und daß 
Behinderte nur dann besondere Leistungen erhalten, wenn dies wegen 
Art oder Schwere der Behinderung erforderlich ist. 


19. Abgeordnete 

Dr. Heidi 
Knake-Werner 

(PDS) 


Welche Kompensationen für diesen Ausschluß 
hat die Bundesregierung eingerichtet, und wie 
stellt sie sich weitere Maßnahmen zur Integration 
behinderter Arbeitsloser in den Arbeitsmarkt vor? 


Antwort des Staatssekretärs Karl Jung 
vom 7. Juni 1995 


Aus Sicht der Bundesregierung gewährleistet das Instrumentarium des 
Rehabilitations- und Schwerbehindertenrechts, daß arbeitslose Behin- 
derte die für ihre dauerhafte berufliche Eingliederung erforderliche indi- 
viduelle Förderung erhalten. Weiterer Maßnahmen bedarf es insoweit 
nicht. 
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20. Abgeordnete 

Waltraud 

Lehn 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der von 
den Versorgungsämtern aufgrund einer Schwer- 
beschädigung gewährte Berufsschadensaus- 
gleich sich am Vergleichseinkommen orientiert, 
das das Statistische Bundesamt jährlich neu 
ermittelt? 


21. Abgeordnete 

Waltraud 

Lehn 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß diese Regelung je nach wirtschaftlicher Ent- 
wicklung in den einzelnen Industrie- und Wirt- 
schaftsbereichen dazu führen kann, daß das Ver- 
gleichseinkommen gegenüber dem Vorjahr nie- 
driger ausfällt und somit auch der darauf basie- 
rende Berufsschadensausgleich? 


22. Abgeordnete 

Waltraud 

Lehn 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß eine ungünstige Entwicklung im Einkom- 
mensbereich sich negativ auf die Rente auswirkt? 


23. Abgeordnete 

Waltraud 

Lehn 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bewußt, daß die durch 
die Reform des Rentenrechtes erreichte Gleich- 
behandlung aller Rentner und Renterinnen, un- 
abhängig davon, ob ihr ursprünglich ausgeübter 
Beruf mehr oder weniger krisenfest ist oder sich in 
einem Hoch oder einem Tief befindet, den Berufs- 
schadensausgleich ausgrenzt und so doch eine 
Ungleichbehandlung bestimmter Rentner und 
Rentnerinnen erfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Karl Jung 
vom 7. Juni 1995 

Maßgebend für die Feststellung des Berufsschadensausgleichs im Sozia- 
len Entschädigungsrecht ist das Bruttoeinkommen, das der Beschädigte 
ohne die Schädigung erzielt hätte (Vergleichseinkommen). Das Ver- 
gleichseinkommen richtet sich nach der Höhe der allgemeinen Löhne und 
Gehälter in der Industrie, im Handel, im Kredit- und Versicherungsge- 
werbe, im Handwerk, in der Landwirtschaft oder im öffentlichen Dienst. 
Ausgangspunkt für die Ermittlung der Vergleichseinkommen sind die 
Werte nach den amtlichen Erhebungen des Statistischen Bundesamtes, 
die die für jedes Jahr im Jahresdurchschnitt tatsächlich erzielten monat- 
lichen Bruttoeinkommen widerspiegeln (getrennt für die drei der jeweili- 
gen Anpassung vorausgegangenen Jahre). Der Mittelwert aus diesen 
Einkommenswerten wird vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung mit der Summe der Vomhundertsätze, um die sich das Durch- 
schnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung in den beiden Jahren 
vor der Anpassung verändert hat, aktualisiert und als Vergleichsein- 
kommen bekanntgemacht. 

Diese in § 30 Abs. 5 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) gesetzlich 
festgelegte Systematik der Ermittlung der Vergleichseinkommen stellt 
- zusammen mit den besonderen Korrektur-Faktoren (Mittelwertbildung 
und spezieller Anpassungssatz) - sicher, daß zum einen statistische Zufäl- 
ligkeiten in den Erhebungskriterien und andererseits kurzfristige und 
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geringe Konjunkturschwankungen in den drei Jahren vor der Anpassung 
im Interesse der Kriegsopfer und der vergleichbaren Personenkreise wei- 
testgehend ausgeglichen werden. Die Entwicklung der Vergleichsein- 
kommen vollzieht sich somit unabhängig von der jeweiligen allgemeinen 
Rentenanpassung in der Kriegsopferversorgung. 

Jedoch ist nach diesem System nicht zu vermeiden, daß bei einem nach- 
haltigen und langandauernden Konjunktureinbruch - wie in jüngster Ver- 
gangenheit - die dann sich anschließende Einkommenskorrektur nach 
unten (z. B. durch geringere Lohn- und Gehaltsabschlüsse und Abbau von 
außertariflichen Zulagen) in nicht unerheblichem Umfang auf die Ver- 
gleichseinkommen - mit einer zeitlichen Verzögerung - durchschlägt. 
Dies führte im Zeitraum seit Juli 1994 dazu, daß etliche Vergleichseinkom- 
men nur geringfügig gestiegen und in einer nicht geringen Anzahl sogar 
recht erheblich gesunken sind. Der Einkommenseinbruch bei den erhobe- 
nen Einkommen in 1993 war so drastisch (insbesondere im Bereich der 
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie sowie in Teüen des Bergbaus 
und in verschiedenen Bereichen der Investitionsgüterindustrie), daß selbst 
die gesetzlich eingebauten Korrektur-Faktoren diesen Effekt nur teilweise 
auffangen konnten. 

Eine solche Entwicklung ist allerdings vom Gesetzgeber bewußt in Kauf 
genommen worden, denn es soll mit dem Berufsschadensausgleich der 
konkrete berufliche Schaden ausgeglichen werden, der sich aus einer 
konkreten, einen gewissen zeitlichen Rahmen umfassenden, Einkom- 
menssituation bei den Angestellten und Arbeitern in Industrie, Handel, 
Handwerk, Landwirtschaft, Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie 
dem öffentlichen Dienst ergibt. Die Leistung Berufsschadensausgleich soll 
daher nach dem Willen des Gesetzgebers - über das Element Vergleichs- 
einkommen - die beruflich- soziale und die lohn- und einkommens- 
politische Entwicklung innerhalb der Gesellschaft in vollem Umfang 
widerspiegeln. Das schließt gegebenenfalls auch negative Entwicklungen 
mit ein. Diese Überlegungen bedingen eine von der allgemeinen Ren- 
tenanpassung (§ 56 BVG) abweichende Anpassungsregelung für den 
Berufsschadensausgleich. 

Tritt zu dem oben beschriebenen Effekt noch eine höher Anpassung der 
Sozialrenten hinzu und ist demzufolge das tatsächliche Bruttoeinkommen 
des Beschädigten im Verhältnis zum Vergleichseinkommen stärker ge- 
stiegen, kann sich der Berufsschadensausgleich vermindern, was selbst 
unter Einbeziehung der anderen Versorgungsleistungen im Einzelfall zu 
einer geringeren Anpassung oder gar zu einer geringen Absenkung der 
Gesamtversorgung führen kann. Eine Abkehr von den Anpassungsmoda- 
litäten beim Berufsschadensausgleich würde jedoch dem entschädi- 
gungsrechtlichen Grundgedanken des Versorgungsrechts widerspre- 
chen, ausschließlich den Ausgleich des tatsächlichen beruflichen Scha- 
dens zu gewährleisten und wäre demzufolge sachlich nicht zu rechtferti- 
gen. 

In Fällen, in denen die Absenkung der Gesamtversorgung nach dem BVG 
nicht in vollem Umfang durch eine gleichzeitige Erhöhung des verfüg- 
baren Einkommens aufgefangen werden konnte, hat das Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung einen Härtefall im Sinne des § 89 Abs. 1 
BVG angenommen. Als Folge ist in entsprechenden Fällen ab 1. Juli 1994 
der Gewährung des Unterschiedsbetrags zwischen dem verfügbaren Net- 
togesamteinkommen vor und nach der Anpassung des Berufsschadens- 
ausgleichs durch die Versorgungsverwaltung allgemein zugestimmt wor- 
den. Die entsprechenden Anregungen des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung sind von den Ländern begrüßt und umgesetzt worden. 

Eine negative Entwicklung der Versorgungsbezüge wird dadurch vermie- 
den. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


24. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Wie viele Wehrpflichtige und wie viele Zivil- 
dienstpflichtige wurden nach Vollendung ihres 
25. Lebensjahres im Jahre 1991, 1992, 1993, 1994 
und vom 1 . Januar 1995 bis zum 3 1 . März 1 995 zur 
Ableistung des Grundwehrdienstes/des zivilen 
Ersatzdienstes einberufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 1. Juni 1995 


Im Zeitraum 1. Januar 1991 bis 31. März 1995 wurden nach Vollendung 
des 25. Lebensjahres zum Grundwehrdienst bzw. zum Zivildienst einberu- 
fen: 


Einberufungs- 

jahr 

1991 

1992 

1993 

1994 

1. Quartal 
1995 

Grundwehr- 

dienst 

96 

195 

427 

2370 

916 

Zivildienst 

326 

284 

535 

1 678 

617 


25. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Wie viele Wehrpflichtige und wie viele Zivil- 
dienstpflichtige wurden nach Vollendung ihres 
25. Lebensjahres im Jahre 1991, 1992, 1993, 1994 
und vom 1. Januar 1995 bis zum 31. März 1995 mit 
welchen Einberufungshindernissen nicht zur 
Ableistung des Grundwehrdienstes/des zivilen 
Ersatzdienstes einberufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 1. Juni 1995 


Die Frage kann nur in der nachfolgenden Form beantwortet werden, 
weil das vorüegende Datenmaterial eine andere Aufschlüsselung nicht 
zuläßt. 


In den Jahren 1991 bis 1994 haben jeweils die Wehrpflichtigen der 
Geburtsjahrgänge 1966, 1967, 1968 und 1969 das 25. Lebensjahr vollen- 
det. Die Anzahl der Wehrpflichtigen für die am Ende des Kalenderjahres, 
in dem sie die genannte Altersgrenze überschritten haben, eine Wehr- 
dienstausnahme oder ein Einberufungshindernis vorlag, enthält folgende 
Übersicht: 
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Geburts- 

Jahrgang 

Vollendung 
des 25. Le- 
bensjahres 

Stand: 

Ungediente 
Wehrpflichtige 
mit Wehrdienst- 
ausnahmen/Ein- 
berufungs- 
hindernissen 

Bemer- 

kungen 

1966 

1991 

31. Dezem- 
ber 1991 

51 745 

Alte Bundes- 
länder 

1967 

1992 

31. Dezem- 
ber 1992 

48 816 

Alte Bundes- 
länder 

1968 

1993 

31. Dezem- 
ber 1993 

77 122 

Alte und 
neue Bun- 
desländer 

1969 

1994 

31. Dezem- 
ber 1994 

51 971 

Alte und 

neue Bun- 
desländer 


Zu den Stichtagen 31. Dezember 1991 und 31. Dezember 1992 waren die 
entsprechenden statistischen Daten für den Bereich der neuen Bundeslän- 
der nicht verfügbar. Für das erste Quartal 1995 liegen die Daten insgesamt 
nicht vor. 

Eine Aufschlüsselung der Wehrdienstausnahmen/Einberufungshinder- 
nisse ist als Anlage beigefügt. * ) 

Nach dem Stand 15. April 1995 waren von den anerkannten Kriegsdienst- 
verweigerern der Geburtsjahrgänge 1966 bis 1970 vom Zivildienst 
zurückgestellt bzw. standen wegen eines Einberufungshindernisses nicht 
für den Zivü dienst zur Verfügung: 


Geburtsjahrgang 

Vorüber- 

gehend 

zurückgestellt 

Dauernde 

Zivüdienst- 

ausnahme 

Dauerndes 

Einberufungs- 

hindernis 

1966 

216 

2 138 

9 285 

1967 

297 

2 673 

11 021 

1968 

640 

3 158 

12 200 

1969 

1 159 

3 207 

16 263 

1970 

2 064 

3 053 

10 645 


26. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Wie viele T7 gemusterte Wehrpflichtige sollen 
zur Ableistung des Grundwehrdienstes einberu- 
fen werden, und wie viele davon haben bereits 
einen Antrag auf Kriegsdienstverweigerung 
gestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 1. Juni 1995 


Von den Wehrpflichtigen mit dem Verwendungsgrad „verwendungsfähig 
für bestimmte Tätigkeiten des Grundwehrdienstes unter Freistellung von 
der Grundausbüdung (T7) " sollen nach den Planungen zum Juh 1995 erst- 
mals 1 500, ab dem Einberufungstermin Oktober 1995 in jedem Quartal 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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2500 zur Ableistung des Grundwehrdienstes einberufen werden. Vom 
dritten Quartal 1996 an werden sich voraussichtlich rund 10000 dieser 
Wehrpflichtigen im Dienst befinden. 

Seit seiner Einführung im Januar 1995 haben nach dem Stand 1 1 . Mai 1995 
insgesamt 6 629 ungediente Wehrpflichtige den neuen Verwendungsgrad 
„T7" erhalten. Von diesem Wehrpflichtigen haben bis zu diesem Zeit.- 
punkt 1494 ihre Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer aus Gewis- 
sensgründen beantragt. Aktuelleres Zahlenmaterial liegt nicht vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


27. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzte 

(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse des Bundeswettbewerbs „Fa- 
milienferien in Deutschland" liegen dem Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend über die familienfreundlichen Ferien- 
aufenthalte in Deutschland vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 7. Juni 1995 

Ziel der Bundeswettbewerbe „Familienferien in Deutschland" ist es, bei- 
spielhafte Ideen für Familienferien zusammenzutragen und damit die 
Tourismusbranche in Deutschland zu motivieren, ihr Angebot noch stär- 
ker auf die Bedürfnisse von Familien auszurichten. An diesen Wettbewer- 
ben können sich jeweils Gemeinden gemeinsam mit Hotels, Pensionen, 
Campingplätzen, Anbietern von Ferienwohnungen oder von Ferien auf 
dem Bauerhof beteiligen. Wichtig für die Auszeichnung ist, daß Infratsruk- 
tur und Beherbergungsangebot als Ganzes familienfreundlich sind. 

Mit Ausnahme von Bremen und Hamburg, die am Wettbewerb nicht teil- 
genommen haben, gab es beim 3. Bundeswettbewerb Preisträger in jedem 
Bundesland. Erstmals haben auch Fremdenverkehrsanbieter aus den 
neuen Bundesländern teilgenommen. Ausgezeichnet wurden 34 Frem- 
denverkehrsgemeinden zusammen mit 52 Beherbergungsbetrieben; wei- 
tere zwei Gemeinden und fünf Beherbergungsbetriebe erhielten Sonder- 
belobigungen. 

Der Wettbewerb hat gezeigt, daß es in Deutschland ein breit gestreutes 
Urlaubsangebot für Familien gibt. Die Angebote sind ausgerichtet auf die 
unterschiedlichen Bedürfnisse und Urlaubsvorstellungen der Familien. 
Kleine und noch wenig bekannte Urlaubsorte wurden ebenso ausgezeich- 
net wie bereits anerkannte Fremdenverkehrsgemeinden. Pensionen und 
Campingplätze wurden ebenso prämiiert wie komfortbale Hotels. Allen 
Angeboten gemeinsam ist, daß sie sich in besonderer Weise für einen Auf- 
enthalt von Erwachsenen mit Kindern verschiedener Altersstufen eignen. 

Die Ergebnisse des 3. Bundeswettbewerbs „Familienferien in Deutsch- 
land" werden in einer Dokumentation im Herbst dieses Jahres veröffent- 
licht. 
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28. Abgeordnete 
Ortrun 
Schätzle 

(CDU/CSU) 


Welche Strategien verfolgen die PR-Aktionen, 
mit denen das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend die beispielhaften 
Angebote für Familienferien bekanntgegeben 
hat? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 7. Juni 1995 

Ziel der Bundesregierung ist es, unsere Gesellschaft familienfreundlicher 
zu gestalten. Ein hoher Stellenwert kommt in diesem Zusammenhang dem 
Urlaub mit der Familie zu. 

Die Bundesregierung versucht, mit ihren PR-Aktionen über beispielhafte 
Angebote für Familienferien den Fremdenverkehrsanbietern 

- die spezifischen Bedürfnisse von Familien nahezubringen, 

- an gelungenen und in der Praxis bewährten Beispielen zu zeigen, wie 
ein solches Angebot gestaltet werden kann, und zugleich 

- die wirtschaftliche Bedeutung von Familienurlaub für den Fremdenver- 
kehr zu verdeutlichen. 

Dazu dient die oben erwähnte Dokumentation, die gezielt an Fremdenver- 
kehrsgemeinden und Beherbergungsbetriebe verteilt wird. Außerdem hat 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zusam- 
men mit dem Deutschen Hotel- und Gaststättenverband zur Verbesserung 
des gastronomischen Angebots für Familien einen Ratgeber für das Gast- 
gewerbe herausgegeben. 


29. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, weitere Wettbe- 
werbe dieser oder ähnlicher Art in den nächsten 
Jahren durchzuführen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 7. Juni 1995 


Die Bundesregierung wurde durch eine gemeinsame Entschließung aller 
Bundestagsfraktionen am 9. Dezember 1982 zur Durchführung des Bun- 
deswettbewerbs „Familienferien in Deutschland" aufgefordert. Sie hat 
bisher in Zusammenarbeit mit den Bundesländern seit 1986 im Vierjah- 
resrhythmus drei Bundeswettbewerbe durchgeführt und beabsichtigt, 
diese Übung mit dem 4. Bundeswettbewerb 1998 fortzusetzen. 


30. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Wie sollen die Angebote der über 100 gemeinnüt- 
zigen Familienferienstätten in den Vergleich bei- 
spielhafter Angebote von Familienferien einbe- 
zogen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 7. Juni 1995 

Das Familienferienangebot in gemeinnützigen Familienferienstätten rich- 
tet sich in besonderer Weise an kinderreiche Familien, junge Familien mit 
geringem Einkommen, Alleinerziehende und Familien mit behinderten 
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Angehörigen. Dieses Angebot wird mit Mitteln des Bundes und der Län- 
der besonders gefördert, um Familien, die am allgemeinen Urlaubsmarkt 
nur schwer ein geeignetes Angebot finden können, einen gemeinsamen 
Urlaub zu ermöglichen. 

Beim 1. Bundeswettbewerb „Familienferien in Deutschland", an dem 
auch gemeinnützige Familienferienstätten teilnahmen, zeigte sich, daß 
das gemeinnützige, öffentlich geförderte Ferienangebot erhebliche Wett- 
bewerbsvorteile gegenüber dem kommerziellen Urlaubsangebot für Fa- 
milien hatte. Im Interesse der Chancengleichheit wurde der Bundeswett- 
bewerb „Familienferien in Deutschland" im allseitigen Einverständnis auf 
das kommerzielle Angebot beschränkt. Angesichts der eingeschränkten 
finanziellen und personellen Ressourcen sieht die Bundesregierung der- 
zeit auch keine Möglichkeit, zusätzlich einen eigenen Wettbewerb für die 
gemeinnützigen Familienferienstätten durchzuführen. Sie hält einen 
solchen Wettbewerb angesichts des realtiv überschaubaren Angebots von 
20 000 Betten und des zuvor geschilderten Erfahrungsaustauschs auch 
nicht dringlich. 

Zwischen den gemeinnützigen Familienferienstätten gibt es mit Förde- 
rung des Bundes ohnehin einen ständigen Erfahrungsaustausch, der auch 
Gelegenheit bietet, das Angebot zu vergleichen und sich auf bestimmte 
Standards zu einigen. 

Über das Urlaubsangebot in den gemeinnützigen Familienferienstätten 
ebenso wie über das Angebot des Fremdenverkehrsgewerbes werden 
Familien mit dem jährhch herausgegebenen Familienferienkatalog infor- 
miert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


31. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Ist vor dem Hintergrund der prognostizierten Kli- 
maerwärmung mit einer Wiedereinschleppung 
bzw. Ausbreitung der Malaria in Europa zu rech- 
nen, und gibt es vorbeugende Maßnahmen bzw. 
Pläne der Bundesregierung bzw. der EU, ggf. das 
längerfristige Problem der Ausbreitung der Mala- 
ria in Europa anzugehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 2. Juni 1995 


Die Entwicklung der Überträgermücken und der Malariaerreger ist an 
bestimmte Bedingungen gebunden, denen in Gebieten mit gemäßigtem 
Klima äußerst enge Grenzen gesetzt sind. Kurzfristige bis mäßige Klima- 
erwärmungen werden nach dem derzeitigen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse nicht zur Verbreitung der Malaria in Mitteleuropa führen. 
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Die Bundesregierung hält dennoch eine epidemiologische Überwachung 
der Malaria in Europa für notwendig und mißt der Aufklärung der Reisen- 
den in Malariagebi^te bezüglich individueller Schutzmaßnahmen eine 
große Bedeutung bei. Weitere Maßnahmen in der Bundesrepublik 
Deutschland sind auf absehbare Zeit nicht angezeigt. 


Pläne der EU zu darüber hinausgehenden Maßnahmen sind der Bundes- 
regierung nicht bekannt. 


32. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Sind Daten über das Auftreten einheimischer 
(nicht eingeschleppter) Malariafälle aus Europa 
bekannt, die auf eine mögliche Zunahme des 
Infektionsrisikos schließen lassen, und welche 
Informationen gibt es zur aktuellen Verbreitung 
einheimischer Anopheles-Mücken als Überträ- 
gerin der Malaria im Bundesgebiet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann-Pohl 
vom 2. Juni 1995 


Die WHO gibt für die europäische Region gegenwärtig nur in der Türkei 
Malaria-Infektionsgebiete an. 


Darüber hinaus spielen in Europa zur Zeit epidemische Malariafälle keine 
Rolle. Autochthone Einzelfälle, z. B. in der Umgebung internationaler 
Flughäfen, sind bekanntgeworden. Bei der Einhaltung der Internatio- 
nalen Gesundheitsvorschriften sind diese Fälle äußerst selten. Eine 
Zunahme autochthoner Malariafälle in der Bundesrepublik Deutschland 
wird nicht beobachtet und ist auch wenig wahrscheinlich. Daten über die 
aktuelle Verbreitung einheimischer Anopheles-Mücken im Bundesgebiet 
liegen nicht vor. 


33. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Muß mit einer Ausbreitung der Malaria aus 
bereits existierenden Malariagebieten der Türkei 
über das ehemalige Jugoslawien (bedingt durch 
die Kriegssituation) nach Zentraleuropa gerech- 
net werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 2. Juni 1995 


Malaria kommt derzeit im wesentlichen nur in Südost- Anatolien vor. Ver- 
einzelte Fälle treten noch an der Mittelmeerküste auf. Für eine Ausbrei- 
tung nach Europa liegen keine Anhaltspunkte vor. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


34. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Hat die vom Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vorgesehene Neu- 
fassung der Tierschutztransportverordnung Aus- 
wirkungen auf die postalische Versendung von 
Bienenköniginnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 6. Juni 1995 


Bienenköniginnen gehören zu der Gattung wirbelloser Tiere. Das bisher 
geltende Recht - Verordnung zum Schutz von Tieren bei der Beförderung 
in Behältnissen - enthält keine Bestimmungen für wirbellose Tiere wie 
Bienen. Somit sind auch für den Postversand keine besonderen Vorgaben, 
insbesondere für den Beförderer Deutsche Post AG, zu beachten. 

Da im Bereich des Tiertransports dringender Handlungsbedarf besteht, 
setzt sich die Bundesregierung auf EU- Ebene mit Nachdruck für Vor- 
schriften ein, die dem Anliegen des Tierschutzes in vollem Umfang Rech- 
nung tragen. Sie hat daher parallel zu den Beratungen auf EU- Ebene die 
„Verordnung zum Schutz von Tieren beim Transport" vorbereitet und in 
das Zustimmungsverfahren eingebracht. 

Mit dieser Verordnung wird der Transport von allen Tieren - also auch 
wirbellosen wie Bienen - umfassend geregelt. Die Tierschutztransport- 
verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 91/628/EWG vom 19. No- 
vember 1991 über den Schutz von Tieren beim Transport sowie des Euro- 
päischen Übereinkommens vom 13. Dezember 1968 über den Schutz von 
Tieren beim internationalen Transport. 

Das neue Recht hat insoweit Auswirkungen auf den Postversand, als der 
Beförderer - hier die Deutsche Post AG - an die Bestimmungen der Tier- 
schutztransportverordnung gebunden ist. Um diesen Anforderungen 
gerecht werden zu können, würden bei der Deutschen Post AG in erhöh- 
tem Maße zusätzliche Aufwendungen erforderlich werden. Die Deutsche 
Post AG beabsichtigt daher, den Versand lebender Tiere zum 1. Juli 1995 
einzustellen. 


35. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Sind für die Bundesregierung außer wirtschaft- 
lichen auch andere Gründe bekannt, die die 
Deutsche Post AG zur Einstellung der Beförde- 
rung von Bienenköniginnen zum 1. Juli 1995 
veranlaßt haben könnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 6. Juni 1995 

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 der POSTDIENST-Pflichtleistungsverordnungist die 
Beförderung von Kleingütern, die wegen ihres Inhalts einer besonderen 
betrieblichen Behandlung bedürfen, den freiwilligen Leistungen der 
Deutschen Post AG zuzuordnen. Für die Entscheidung des Vorstandes des 
Unternehmens, die Beförderung lebender Tiere, also auch die von Bienen- 
königinnen, zum 1. Juli 1995 einzustellen, sind folgende Gründe aus- 
schlaggebend: 
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Wie jedes andere Unternehmen der Privatwirtschaft ist auch die Deutsche 
Post AG zu einer wirtschaftlichen, zumindest kostendeckenden Unterneh- 
mensführung gehalten, die der Bevölkerung ein Angebot von Dienstlei- 
stungen zu angemessenen Preisen ermöglicht. Dies gilt insbesondere für 
den hartumkämpften Markt des Kleinguttransports. 

Das hat zur Folge, daß das Unternehmen völlig neue, auf standardisierte 
Sendungen abgestellte Betriebssysteme entwickeln und einführen muß, 
die die Wirtschaftlichkeit der Arbeitsabläufe steigern. Der daraus resultie- 
rende hohe Grad der Automatisierung in den Sendungsströmen ermög- 
licht somit eine kostengünstige Bearbeitung großer Sendungsmengen. 

Mit der Umsetzung des Frachtpostkonzepts zum 1. Juli 1995 ist eine Trans- 
port- und Standortoptimierung verbunden. Beim neuen Logistiksystem 
der Frachtpost, das aus unbegleiteten Transporten besteht, wird es nur 
noch eine einheitliche Bearbeitung der Frachtsendungen geben. Eine 
vorrangige Behandlung bestimmter Sendungen, insbesondere wie bisher 
bei solchen mit Tieren, ist künftig nicht mehr vorgesehen. 

Die tierschutzrechtlichen Bestimmungen nach neu zu schaffendem Recht 
- Tierschutztransportverordnung - verlangen jedoch gerade eine beson- 
dere Behandlung von Postsendungen mit lebenden Tieren. Das gilt für alle 
Tiere, auch für Bienenköniginnen. Obwohl mit der Realisierung des 
Frachtpostkonzepts kurze, dem Tiertransport entgegenkommende Lauf- 
zeiten erreicht werden, kann die Einhaltung der tierschutzrechtlichen 
Vorgaben, die auch bei der Beförderung von Bienenköniginnen erforder- 
lich sind, nicht gewährleistet werden. 

So entsprechen allein schon die zum Einsatz kommenden Beförderungs- 
mittel - verplombte Wechselbehälter - nicht den Anforderungen der Tier- 
schutztransportverordnung in bezug auf ausreichende Belüftung (§ 7 
Abs. 2 Nr. 2). Des weiteren sind folgende Bestimmungen der Verordnung 
nicht praktikabel: 

§ 17 Abs. 2 Verbot, Behältnisse mit Tieren beim Verladen nicht zu stoßen, 
zu werfen oder zu stürzen; 

§21 Pflicht des Beförderers sicherzustellen, daß die Tiere vor 

schädlichen Witterungseinflüssen geschützt werden, wenn 
diese für den Absender nicht vorhersehbar waren. 

Eine Aufrechterhaltung des Transports lebender Tiere auf dem Postwege 
würde bei der Deutschen Post AG hohe Aufwendungen für Personal und 
Sachmittel erfordern, um den Anforderungen des Tierschutzes gerecht zu 
werden. Solche Aufwendungen wären aus unternehmerischer Sicht 
unrentabel, da der Anteil der Sendungen am Gesamtvolumen des Sen- 
dungsaufkommens sehr gering ist. 

Die Bundesregierung hält daher die Entscheidung der Deutschen Post AG, 
den Versand lebender Tiere einzustellen, für verständlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


36. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen wurde der vom Bundes- 
rechnungshof geforderte Wechsel an der Spitze 
des Aufsichtsrates der Gesellschaft für Mathe- 
matik und Datenverarbeitung (GMD) zunächst 
angekündigt, dann wieder zurückgestellt, und zu 
welcher abschließenden Lösung ist die Bundes- 
regierung gekommen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 2. Juni 1995 

Der Bundesrechnungshof hat in seiner Prüfungsmitteilung zur institutio- 
nellen Förderung der Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbei- 
tung (GMD) vom 7. September 1994 an das Bundesministerium für Bü- 
dung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF) keinen Wechsel 
an der Spitze des Aufsichtsrats der GMD gefordert. Vielmehr sah der Bun- 
desrechnungshof (BRH) in der Doppelfunktion eines Abteilungsleiters des 
BMBF als Aufsichtsratsvorsitzender und Vorsitzender der Gesellschafter- 
versammlung der GMD eine Interessenkollision. Das BMBF hat dem BRH 
in seiner Stellungnahme vom 20. Januar 1995 mitgeteilt, daß aus Sicht des 
BMBF in der besonderen Situation der institutionellen Zuwendungsemp- 
fänger ein Interessenkonflikt nicht gegeben ist. Die schon nicht erhobene 
Forderung nach einem Wechsel an der Spitze des Aufsichtsrats hat mithin 
auch keine dementsprechende Ankündigung des BMBF veranlaßt. 


Berichtigung 


In der Antwort auf Frage 90 in Drucksache 13/1 127 muß es richtig heißen: 
Absatz 4: 1995 (Soll) 1,804 Mrd. DM 


Übersicht 

Ist 1994 

Mio. DM 

Soll 1995 

Mio. DM 

Maßnahme 

5. Unfallversicherung 

91,1 

81,5 

Gesamtsumme 

1 902,4 

1 803,9 


Bonn, den 9. Juni 1995 
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